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	Briefe gegen das Vergessen - 1/3
	Juli 2012

	Falun Gong Anhängerin in haft, Opfer von Misshandlungen und Folter

	China

	Chen Zhenping 陈真萍


	Die Chinesin Chen Zhenping wurde im August 2008 wegen ihrer Angehörigkeit zur verbotenen spirituellen Bewegung Falun Gong zu einer achtjährigen Haftstrafe verurteilt. Eine ehemalige Insassin berichtete, dass Chen Zhenping regelmässig ausgezogen und geschlagen wurde. Sie gab weiterhin an, Chen Zhenping sei oftmals an ihr Bett gefesselt worden und man habe ihr nicht erlaubt, die Toilette aufzusuchen. Sie habe sie zudem schreien hören: «Ich will keine Spritze, ich will dieses Medikament nicht nehmen!». Auch ihre Mitinsassinnen sollen sie geschlagen haben.
Chen Zhenping wird derzeit im Frauengefängnis in der Provinz Henan festgehalten. Es ist wahrscheinlich, dass ihrer Haftstrafe kein faires Gerichtsverfahren vorausging. Im Vorfeld ihres Prozesses vor vier Jahren war es ihrer Familie zunächst nicht möglich gewesen, einen Rechtsanwalt für sie zu engagieren, da die chinesischen Behörden AnwältInnen systematisch davon abhalten, Angehörige der Falun-Gong-Bewegung zu verteidigen. Als ihre Familie schliesslich einen Anwalt für den Prozess gewinnen konnte, war es diesem nicht gestattet, unter vier Augen mit seiner Mandantin zu sprechen oder sie zu ihrem Fall zu befragen.
Als die Tochter von Chen Zhenping im Gericht nach einer Kopie der Urteilsurkunde fragte, wurde sie angewiesen, zu einem späteren Zeitpunkt zurückzukommen. Bei ihrer Wiederkehr wurde sie von einer Mitarbeiterin des Gerichts geschlagen, getreten, auf den Boden geworfen und dann auf den Brustkorb getreten. Die örtliche Polizei weigerte sich, den Fall zu untersuchen. 


	Briefvorschlag und Forderungen auf Deutsch
Bitte geben Sie neben dem Namen Chen Zhenping auch die chinesischen Schriftzeichen 陈真萍 an.

	Sehr geehrter Herr Chaofeng
Die Chinesin Chen Zhenping 陈真萍 wurde im August 2008 wegen ihrer Angehörigkeit zur verbotenen spirituellen Bewegung Falun Gong zu einer achtjährigen Haftstrafe verurteilt. Eine ehemalige Insassin berichtete, dass Chen Zhenping regelmässig ausgezogen und geschlagen wurde. Sie gab weiterhin an, Chen Zhenping sei oftmals an ihr Bett gefesselt worden und man habe ihr nicht erlaubt, die Toilette aufzusuchen. Sie habe sie zudem schreien hören: «Ich will keine Spritze, ich will dieses Medikament nicht nehmen!». Auch ihre Mitinsassinnen sollen sie geschlagen haben.

Chen Zhenping wird derzeit im Frauengefängnis in der Provinz Henan festgehalten. Es ist wahrscheinlich, dass ihrer Haftstrafe kein faires Gerichtsverfahren vorausging. Im Vorfeld ihres Prozesses vor vier Jahren war es ihrer Familie zunächst nicht möglich gewesen, einen Rechtsanwalt für sie zu engagieren, da die Behörden AnwältInnen systematisch davon abhalten, Angehörige der Falun-Gong-Bewegung zu verteidigen. Als ihre Familie schliesslich einen Anwalt für den Prozess gewinnen konnte, war es diesem nicht gestattet, unter vier Augen mit seiner Mandantin zu sprechen oder sie zu ihrem Fall zu befragen.

Als die Tochter von Chen Zhenping im Gericht nach einer Kopie der Urteilsurkunde fragte, wurde sie angewiesen, zu einem späteren Zeitpunkt zurückzukommen. Bei ihrer Wiederkehr wurde sie von einer Mitarbeiterin des Gerichts geschlagen, getreten, auf den Boden geworfen und dann auf den Brustkorb getreten. Die örtliche Polizei weigerte sich, den Fall zu untersuchen.

Ich fordere die sofortige und bedingungslose Freilassung von Chen Zhenpin, die nach Einschätzung von Amnesty International eine gewaltlose politische Gefangene ist.

Zudem verlange ich, dass die Berichte über Folteranwendung untersucht und die Verantwortlichen vor Gericht gestellt werden.
Hochachtungsvoll,


	Höflich formulierter Brief in gutem Chinesisch, Englisch oder auf Deutsch AN den Rechtsausschuss der Provinz Henan
	Kopie an

	Mao Chaofeng
Secretary, Political and Legal Committee

Jinshuiqu Jinshuilu 17

Zhengzhoushi 450000

Henansheng

VOLKSREPUBLIK CHINA

(korrekte Anrede: Dear Secretary / Sehr geehrter Herr Chaofeng)
	Botschaft der Volksrepublik China
Kalcheggweg 10
3006 Bern
Fax: 031 351 45 73

E-mail: china-embassy@bluewin.ch
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	Menschenrechtsaktivist/inn/en werden systematisch Opfer von Drohungen und Anschlägen

	Kolumbien

	MOVICE


	MOVICE, die Nationale Bewegung für Opfer von staatlichen Verbrechen (Movimiento Nacional de Víctimas de Crímenes de Estado), ist ein Zusammenschluss von über 200 NGOs, die sich für Menschenrechte und soziale Gerechtigkeit engagieren. MOVICE setzt sich für die Wahrheitsfindung, Gerechtigkeit und Wiedergutmachung für die unzähligen Opfer von Menschenrechtsverletzungen durch Sicherheitskräfte und Paramilitärs während des lang andauernden bewaffneten Konflikts in Kolumbien ein.

Mitglieder von MOVICE und anderen Menschenrechtsorganisationen wurden seit dem Erlass des «Gesetzes über Entschädigungen für Opfer und über Landrückgabe» 2011 vermehrt Opfer von Drohungen, Angriffen und Mordanschlägen. Das Gesetz soll bewirken, dass Teile des durch alle Konfliktparteien rechtswidrig vereinnahmten Landes an seine eigentlichen EigentümerInnen zurückgegeben werden. Insbesondere Personen, die für die Rechte von afrokolumbianischen Gemeinschaften, Indigenen und durch den Konflikt vertriebene Kleinbauern eintreten, werden zur Zielscheibe von Übergriffen.

Angehörige der Familie Verbel Rocha, aktiv bei MOVICE im Departamento Sucre, sind aufgrund ihrer Arbeit bereits wiederholt Angriffen paramilitärischer Gruppierungen zum Opfer gefallen. Am 23. März 2011 wurde Eder Verbel Rocha getötet. Andere Familienangehörige wurden angegriffen, um sie zum Schweigen zu bringen und sie von ihrem Land zu vertreiben. Im April 2012 kam es erneut zu einem Mordversuch, diesmal sollte Hermes Verbel Rocha getötet werden.

Am 18. Mai 2010 wurde Rogelio Martínez, Sprecher der kleinbäuerlichen Gemeinde «La Alemania», im Bezirk San Onofre getötet. Er hatte sich gegen Straffreiheit und für die Rückkehr seiner Gemeinde auf ihr Land eingesetzt. Paramilitärs hatten sich das Land vor Jahrzehnten gewaltsam zu eigen gemacht. Andere Mitglieder von MOVICE, die sich für die Bauern von «La Alemania» einsetzen, erhielten im Mai 2012 Morddrohungen.

Am 8. Mai 2012 wurden Mitglieder von MOVICE im Zuge ihres Einsatzes für Gerechtigkeit für die Bauern der Farm «La Europa» in San Onofre im Norden Kolumbiens mit dem Tode bedroht. Im Jahr 1994 waren zwölf Kleinbauern der Farm getötet und weitere 80 vertrieben worden.


	Briefvorschlag und Forderungen auf deutsch

	Exzellenz

Mitglieder von MOVICE (Movimiento Nacional de Víctimas de Crímenes de Estado) und anderen Menschenrechtsorganisationen wurden seit dem Erlass des «Gesetzes über Entschädigungen für Opfer und über Landrückgabe» 2011 vermehrt Opfer von Drohungen, Angriffen und Mordanschlägen. Insbesondere Personen, die für die Rechte von afrokolumbianischen Gemeinschaften, Indigenen und durch den Konflikt verdrängte Kleinbauern eintreten, werden zur Zielscheibe von Übergriffen.

Angehörige der Familie Verbel Rocha, aktiv bei MOVICE im Departamento Sucre, sind aufgrund ihrer Arbeit bereits wiederholt Angriffen paramilitärischer Gruppierungen zum Opfer gefallen. Am 23. März 2011 wurde Eder Verbel Rocha getötet. Andere Familienangehörige wurden angegriffen, um sie zum Schweigen zu bringen und sie von ihrem Land zu vertreiben. Im April 2012 kam es erneut zu einem Mordversuch, diesmal sollte Hermes Verbel Rocha getötet werden.

Am 18. Mai 2010 wurde Rogelio Martínez, Sprecher der kleinbäuerlichen Gemeinde «La Alemania», im Bezirk San Onofre getötet. Er hatte sich gegen Straffreiheit und für die Rückkehr seiner Gemeinde auf ihr Land eingesetzt. Paramilitärs hatten sich das Land vor Jahrzehnten gewaltsam zu eigen gemacht. Andere Mitglieder von MOVICE, die sich für die Bauern von «La Alemania» einsetzen, erhielten im Mai 2012 Morddrohungen.

Am 8. Mai 2012 wurden Mitglieder von MOVICE im Zuge ihres Einsatzes für Gerechtigkeit für die Bauern der Farm «La Europa» in San Onofre im Norden Kolumbiens mit dem Tode bedroht. Im Jahr 1994 waren zwölf Kleinbauern der Farm getötet und weitere 80 vertrieben worden.

Ich fordere Sie auf dafür zu sorgen, dass in Absprache mit den Mitgliedern von MOVICE umgehend effektive Massnahmen zu deren Schutz eingeleitet werden.

Ich bitte zudem mit Nachdruck um die sofortige Untersuchung von Angriffen auf MenschenrechtsverteidigerInnen.
Hochachtungsvoll,


	Höflich formulierter* Brief AN den Präsidenten
* in gutem Spanisch, Englisch oder auf Deutsch
	Kopie an

	Sr. Juan Manuel Santos

Presidente de la República

Palacio de Nariño

Carrera 8 No. 7-26

Bogotá

KOLUMBIEN

Fax: (00 57) 1 337 5890

(korrekte Anrede: Dear President Santos / Excmo. Sr. Presidente Santos / Exzellenz)
	Botschaft von Kolumbien
Dufourstrasse 47
3005 Bern

Fax: 031 350 14 09

E-mail: eberna@cancilleria.gov.co
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	Familie fordert Aufklärung des Todes von ihrem Sohn 

	Ägypten

	Mohamed Sayed Ibrahim Abdel Latif


	Mohamed Sayed Ibrahim Abdel Latif (Hamoksha) wurde bei den Protesten gegen die Regierung in Ägypten erschossen, während er versuchte, einen verletzten Mann zum Krankenhaus zu tragen. Der 23-Jährige hatte am 29. Januar 2011 um 17 Uhr sein Zuhause verlassen, um ein paar Sachen für seine Arbeit in einer Bäckerei abzuholen. In Imbaba, einem Vorort von Kairo, begegnete er in der Nähe der Polizeiwache ein paar Freunden. Die Polizei war gerade dabei, eine Demonstration aufzulösen – Jugendliche aus Imbaba hatten versucht, zur grossen Demonstration gegen die Regierung auf dem Tahrir-Platz dazu zustossen, waren aber von der Polizei aufgehalten worden, die von einer Gruppe bewaffneter, in Zivil gekleideter Männer unterstützt wurde. Diese Männer schossen von Dächern nahe der Polizeiwache Imbaba auf die demonstrierenden Jugendlichen. Hamoksha und seine Freunde kamen an einem verletzten Mann vorbei. Hamoksha soll beim Versuch, dem Verwundeten zu helfen und ihn ins Krankenhaus zu tragen, in den Hals und den Arm geschossen worden sein. Mohamed Sayed Ibrahim Abdel Latif starb kurze Zeit später im Krankenhaus.

Am darauffolgenden Tag wurde von seinem Bruder Ashraf verlangt, eine Erklärung zu unterschreiben, die besagte, dass er keine gerichtmedizinische Untersuchung der Leiche von Mohamed Sayed Ibrahim Abdel Latif wünsche und nicht wolle, dass der Generalstaatsanwalt vom Vorfall in Kenntnis gesetzt werde. Mit der Unterstützung des Anwalts seiner Familie konnte Ashraf dennoch durchzusetzen, dass an der Leiche seines Bruders eine Autopsie durchgeführt wird. Seine Familie berichtet jedoch, genauso wie die Familien anderer während der Proteste Getöteter, sie sei von der Polizei unter Druck gesetzt worden, damit sie ihre Beschwerde gegen Polizeibeamte aus Imbaba zurückziehen.

Die Familie von Mohamed Sayed Ibrahim Abdel Latif fordert nur eins: Gerechtigkeit für den Tod ihres Sohnes und Bruders. Mehr als ein Jahr nach der Erschiessung Mohameds wartet sie noch immer darauf.

Bitte schreiben Sie höflich formulierte Briefe an den Ministerpräsidenten von Ägypten, in denen Sie eine unabhängige und unparteiische Untersuchung des Todes von Mohamed Sayed Ibrahim Abdel Latif fordern. Bitten Sie ihn eindringlich, unter Ausschluss der Todesstrafe gegen alle mutmasslich Verantwortlichen faire Gerichtsverfahren einzuleiten. 


	Briefvorschlag und Forderungen auf deutsch

	Exzellenz

Mohamed Sayed Ibrahim Abdel Latif (Hamoksha) wurde bei den Protesten gegen die Regierung in Ägypten erschossen, während er versuchte, einen verletzten Mann zum Krankenhaus zu tragen. Der 23-Jährige hatte am 29. Januar 2011 um 17 Uhr sein Zuhause verlassen, um ein paar Sachen für seine Arbeit in einer Bäckerei abzuholen. In Imbaba begegnete er in der Nähe der Polizeiwache ein paar Freunden. Die Polizei war gerade dabei, eine Demonstration aufzulösen – Jugendliche aus Imbaba hatten versucht, zu der grossen Demonstration gegen die Regierung auf dem Tahrir-Platz dazu zustossen, waren aber von der Polizei aufgehalten worden, die von einer Gruppe bewaffneter, in Zivil gekleideter Männer unterstützt wurde. Diese Männer schossen von Dächern nahe der Polizeiwache Imbaba auf die demonstrierenden Jugendlichen. Hamoksha und seine Freunde kamen an einem verletzten Mann vorbei. Hamoksha soll bei dem Versuch, dem Verwundeten zu helfen und ihn ins Krankenhaus zu tragen, in den Hals und den Arm geschossen worden sein. Mohamed Sayed Ibrahim Abdel Latif starb kurze Zeit später im Krankenhaus.

Am darauffolgenden Tag wurde von seinem Bruder Ashraf verlangt, eine Erklärung zu unterschreiben, die besagte, dass er keine gerichtmedizinische Untersuchung der Leiche von Mohamed Sayed Ibrahim Abdel Latif wünsche und nicht wolle, dass der Generalstaatsanwalt von dem Vorfall in Kenntnis gesetzt werde. Mit der Unterstützung des Anwalts seiner Familie konnte Ashraf dennoch durchzusetzen, dass an der Leiche seines Bruders eine Autopsie durchgeführt wird. Seine Familie berichtet jedoch, genauso wie die Familien anderer während der Proteste Getöteter, sie sei von der Polizei unter Druck gesetzt worden, damit sie ihre Beschwerde gegen Polizeibeamte aus Imbaba zurückziehen.

Die Familie von Mohamed Sayed Ibrahim Abdel Latif fordert nur eins: Gerechtigkeit für den Tod ihres Sohnes und Bruders. Mehr als ein Jahr nach der Erschiessung Mohameds wartet sie noch immer darauf.

Ich fordere eine sofortige, unabhängige und unparteiische Untersuchung des Todes von Mohamed Sayed Ibrahim Abdel Latif. Ich bitte Sie zudem eindringlich, unter Ausschluss der Todesstrafe, gegen alle mutmasslich Verantwortlichen faire Gerichtsverfahren einzuleiten. 

Hochachtungsvoll,


	Höflich formulierter Brief* an den Ministerpräsidenten
*in gutem Arabisch, Englisch oder auf Deutsch
	Kopie an

	Prime Minister Kamal al-Ganzoury

Office of the Prime Minister

Maglis al-Sha’ab Street

Cairo

ÄGYPTEN

Fax: (0020) 227 947 376  oder  2 027 958 048
E-Mail: pm@cabinet.gov.eg

korrekte Anrede: Your Excellency / Exzellenz
	Botschaft von Ägypten

Elfenauweg 61
3006 Bern

Fax: 031 352 06 25


[image: image1.png]AMNESTY ﬁi
INTERNATIONAL





Ort und Datum:
Falun Gong Anhängerin in haft, Opfer von Misshandlungen und Folter
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Sehr geehrter Herr Chaofeng
Die Chinesin Chen Zhenping 陈真萍 wurde im August 2008 wegen ihrer Angehörigkeit zur verbotenen spirituellen Bewegung Falun Gong zu einer achtjährigen Haftstrafe verurteilt. Eine ehemalige Insassin berichtete, dass Chen Zhenping regelmässig ausgezogen und geschlagen wurde. Sie gab weiterhin an, Chen Zhenping sei oftmals an ihr Bett gefesselt worden und man habe ihr nicht erlaubt, die Toilette aufzusuchen. Sie habe sie zudem schreien hören: «Ich will keine Spritze, ich will dieses Medikament nicht nehmen!». Auch ihre Mitinsassinnen sollen sie geschlagen haben.

Chen Zhenping wird derzeit im Frauengefängnis in der Provinz Henan festgehalten. Es ist wahrscheinlich, dass ihrer Haftstrafe kein faires Gerichtsverfahren vorausging. Im Vorfeld ihres Prozesses vor vier Jahren war es ihrer Familie zunächst nicht möglich gewesen, einen Rechtsanwalt für sie zu engagieren, da die Behörden AnwältInnen systematisch davon abhalten, Angehörige der Falun-Gong-Bewegung zu verteidigen. Als ihre Familie schliesslich einen Anwalt für den Prozess gewinnen konnte, war es diesem nicht gestattet, unter vier Augen mit seiner Mandantin zu sprechen oder sie zu ihrem Fall zu befragen.

Als die Tochter von Chen Zhenping im Gericht nach einer Kopie der Urteilsurkunde fragte, wurde sie angewiesen, zu einem späteren Zeitpunkt zurückzukommen. Bei ihrer Wiederkehr wurde sie von einer Mitarbeiterin des Gerichts geschlagen, getreten, auf den Boden geworfen und dann auf den Brustkorb getreten. Die örtliche Polizei weigerte sich, den Fall zu untersuchen.

Ich fordere die sofortige und bedingungslose Freilassung von Chen Zhenpin, die nach Einschätzung von Amnesty International eine gewaltlose politische Gefangene ist.

Zudem verlange ich, dass die Berichte über Folteranwendung untersucht und die Verantwortlichen vor Gericht gestellt werden.

Hochachtungsvoll,




Ort und Datum:

Menschenrechtsaktivist/inn/en Opfer von Drohungen und Anschlägen
Exzellenz
Mitglieder von MOVICE (Movimiento Nacional de Víctimas de Crímenes de Estado) und anderen Menschenrechtsorganisationen wurden seit dem Erlass des «Gesetzes über Entschädigungen für Opfer und über Landrückgabe» 2011 vermehrt Opfer von Drohungen, Angriffen und Mordanschlägen. Insbesondere Personen, die für die Rechte von afrokolumbianischen Gemeinschaften, Indigenen und durch den Konflikt verdrängte Kleinbauern eintreten, werden zur Zielscheibe von Übergriffen.

Angehörige der Familie Verbel Rocha, aktiv bei MOVICE im Departamento Sucre, sind aufgrund ihrer Arbeit bereits wiederholt Angriffen paramilitärischer Gruppierungen zum Opfer gefallen. Am 23. März 2011 wurde Eder Verbel Rocha getötet. Andere Familienangehörige wurden angegriffen, um sie zum Schweigen zu bringen und sie von ihrem Land zu vertreiben. Im April 2012 kam es erneut zu einem Mordversuch, diesmal sollte Hermes Verbel Rocha getötet werden.

Am 18. Mai 2010 wurde Rogelio Martínez, Sprecher der kleinbäuerlichen Gemeinde «La Alemania», im Bezirk San Onofre getötet. Er hatte sich gegen Straffreiheit und für die Rückkehr seiner Gemeinde auf ihr Land eingesetzt. Paramilitärs hatten sich das Land vor Jahrzehnten gewaltsam zu eigen gemacht. Andere Mitglieder von MOVICE, die sich für die Bauern von «La Alemania» einsetzen, erhielten im Mai 2012 Morddrohungen.

Am 8. Mai 2012 wurden Mitglieder von MOVICE im Zuge ihres Einsatzes für Gerechtigkeit für die Bauern der Farm «La Europa» in San Onofre im Norden Kolumbiens mit dem Tode bedroht. Im Jahr 1994 waren zwölf Kleinbauern der Farm getötet und weitere 80 vertrieben worden.

Ich fordere Sie auf dafür zu sorgen, dass in Absprache mit den Mitgliedern von MOVICE umgehend effektive Massnahmen zu deren Schutz eingeleitet werden.

Ich bitte zudem mit Nachdruck um die sofortige Untersuchung von Angriffen auf MenschenrechtsverteidigerInnen.

Hochachtungsvoll,




Ort und Datum:

Familie fordert Aufklärung des Todes von ihrem Sohn
Exzellenz
Mohamed Sayed Ibrahim Abdel Latif (Hamoksha) wurde bei den Protesten gegen die Regierung in Ägypten erschossen, während er versuchte, einen verletzten Mann zum Krankenhaus zu tragen. Der 23-Jährige hatte am 29. Januar 2011 um 17 Uhr sein Zuhause verlassen, um ein paar Sachen für seine Arbeit in einer Bäckerei abzuholen. In Imbaba begegnete er in der Nähe der Polizeiwache ein paar Freunden. Die Polizei war gerade dabei, eine Demonstration aufzulösen – Jugendliche aus Imbaba hatten versucht, zu der grossen Demonstration gegen die Regierung auf dem Tahrir-Platz dazu zustossen, waren aber von der Polizei aufgehalten worden, die von einer Gruppe bewaffneter, in Zivil gekleideter Männer unterstützt wurde. Diese Männer schossen von Dächern nahe der Polizeiwache Imbaba auf die demonstrierenden Jugendlichen. Hamoksha und seine Freunde kamen an einem verletzten Mann vorbei. Hamoksha soll bei dem Versuch, dem Verwundeten zu helfen und ihn ins Krankenhaus zu tragen, in den Hals und den Arm geschossen worden sein. Mohamed Sayed Ibrahim Abdel Latif starb kurze Zeit später im Krankenhaus.

Am darauffolgenden Tag wurde von seinem Bruder Ashraf verlangt, eine Erklärung zu unterschreiben, die besagte, dass er keine gerichtmedizinische Untersuchung der Leiche von Mohamed Sayed Ibrahim Abdel Latif wünsche und nicht wolle, dass der Generalstaatsanwalt von dem Vorfall in Kenntnis gesetzt werde. Mit der Unterstützung des Anwalts seiner Familie konnte Ashraf dennoch durchzusetzen, dass an der Leiche seines Bruders eine Autopsie durchgeführt wird. Seine Familie berichtet jedoch, genauso wie die Familien anderer während der Proteste Getöteter, sie sei von der Polizei unter Druck gesetzt worden, damit sie ihre Beschwerde gegen Polizeibeamte aus Imbaba zurückziehen.

Die Familie von Mohamed Sayed Ibrahim Abdel Latif fordert nur eins: Gerechtigkeit für den Tod ihres Sohnes und Bruders. Mehr als ein Jahr nach der Erschiessung Mohameds wartet sie noch immer darauf.

Ich fordere eine sofortige, unabhängige und unparteiische Untersuchung des Todes von Mohamed Sayed Ibrahim Abdel Latif. Ich bitte Sie zudem eindringlich, unter Ausschluss der Todesstrafe, gegen alle mutmasslich Verantwortlichen faire Gerichtsverfahren einzuleiten. 

Hochachtungsvoll,

Absender:





Mao Chaofeng


Secretary, Political and Legal Committee


Jinshuiqu Jinshuilu 17


Zhengzhoushi 450000


Henansheng


VOLKSREPUBLIK CHINA





Kopie:


Botschaft der Volksrepublik China, Kalcheggweg 10, 3006 Bern.


Fax: 031 351 45 73 . E-mail: china-embassy@bluewin.ch





Absender:





Sr. Juan Manuel Santos


Presidente de la República


Palacio de Nariño


Carrera 8 No. 7-26


Bogotá


KOLUMBIEN





Kopie:


Botschaft von Kolumbien, Dufourstrasse 47, 3005 Bern.


Fax: 031 350 14 09 . E-mail: eberna@cancilleria.gov.co





Absender:





Prime Minister Kamal al-Ganzoury


Office of the Prime Minister


Maglis al-Sha’ab Street


Cairo


ÄGYPTEN





Kopie:


Botschaft von Ägypten, Elfenauweg 61, 3006 Bern.


Fax: 031 352 06 25








AMNESTY INTERNATIONAL  Schweizer Sektion . Section Suisse . Sezione Svizzera . Speichergasse 33 . Postfach . 3001 Bern

T: +41 31 307 22 22 . F: +41 31 307 22 33 . info@amnesty.ch . www.amnesty.ch

